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der Konferenzzimmersitzung des Landtages vom 22. November 1.945. 

'Beginn der Sitzung vormittags 9 Uhr 
ýuWesend 

alle Mitglieder 
hegierungsvertreter: Reg. -Chef Frick und Reg. -Chefstellvertreter Nigg. 

Das Protokoll der letzten Sitzung wird verlesen. Hiezu 
bemerkt Abg. Kindle, dass er den Antrag gestellt habe, dass Wenn 
eine Gemeinde oder Alpgenossenschaft die damals zugesagte Beitrags- 
leistung 

nicht mehr erneuern will, so soll die E: egierung die be- 
treffende Gemeinde oder Alpgenossenscha.. ft einfach belasten-. 

Eisrauf wird das Protokoll genehmigt. 
lt': cunnelb au 

li, r" . sident Strub führt aus, dass das gewunschte Gutachten, 
a ; earbeitetY von den Herren Ing. Major Schüep und Kantonsing. 
Sehneid von Chur nun eingelangt sei und. er bringt dasselbe zur 
Verlesung. ; ier Präsident stellt die Eingelegenheit sodann zur De- 
batte. 

Abg. Kindle frägt an, ob das ganz auf einmal vergeben wird 
oder nicht. 

Abi;. JI. Brrnhar. t trägt azi, ob zuerst nur der I, ichtstýollen 
oder ob der Vollausbruch gemacht werde. 

Abg. Sele bemerkt, db man dabei nur die Interessen des 
Landes berücksichtigt oder auch jene des Gewerbes. 

Abp. Schädler ist der Auffassuung, dass wenn irgend möglich 
das Gewerbe berücksichtigt werden soll. 

lieg. Ghefstelly. Nigg ist daft? r, dass das Projekt zur freien 
Konkurrenz ausgeschrieben wird. 

Der. Präsident bemerkt, dass Baurat Vogt sich geäussert 
habe, dass wenn das ganze Projekt nur an eine liechtensteinische 
Firma vergeben werden sollte, er die hand davon lassen will, Wenn 
der Tunnel im Offertwege zur Vergebung gelange, sollten unbedingt 
auch schweiz. Spezialfirmen eingeladen werden. 

Abi;. kindle macht geltend, dass wenn schon ausgeschrieben 
werde, dann solle man keine Bedtn. gungen, d. h. ohne die Ledingung, 

dass eine liechtensteinische Firma daran beteiligt sein muss, aus- 

schreiben. 
Abg. Beck ist ebenfalls der. 

-Ansicht, 
dass das Projekt zur 

freien Ausschreibung gelangen solle. 
Abg. Dr. Ritter weist darauf hin, dass wenn man nicht alles 

auf einmal vergeben woll, es Mittel und Vý, ege geben, um eine Kom- 

bination zu schaffen, d. h. man könne schweizerischer und liech- 

tensteinischen Firmen zugleich die Arbeiten vergeben. 
Abg. Kindle weist darauf hin, dass bei der Arbeitsvergebung, 

soferne eine schweizerische Firma die günstigste wäre, ebenfalls 
die günstigste liechtensteinische Firma berücksichtigt werden könne. 

Regierungschef Frick bemerkt, dass man die Bedingung 

machen muss, dass die ganze Installation, d. h. alle Maschinen und 
4i v Zi i-- l ýti nnr: aanl maa vnm L,, nd beittestellt werden sollte, ansonst 
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es dem liechtensteinischen Gewerbe unmöglich sei, zu konkurrenzieren, 
da die liechtensteinischen Firmen das ganze Iris*t&l1atiur. ý:; mt terial 

anschaf: `en oder mieten : nässten, während die schweizerischen Spe- 

zialfirmen durch die Festungsbauten, usw. ihr Installationsmaterial 

grösstenteils abgeschrieben hätten. Ferner sei die Frage, abzu- 
klären, ob zuerst der Richtstollen ausgefithrt werden solle, oder 

gleich der Vollausbruch. 

Der Präsident ergänzt hiezu, dass die Frage zu prüfen sei, 

ob die l; riaschinen vom Lande gekauft oder nur gemietet werden sol- 
len. ! {, s müsse in Erwäc un ; gezogen werden, dass das Lend mh nach 
dem Tunnelbau für die Maschinen voraussichtlich keine Verwendung 

mehr habe. 

Als Fachreferent wird noch He r Baurat Vogt zugezogen. 
Herr Baurat legt in 1¬, ný}eren Ausfa-lirang-; en dar, dass 

er r,. ie der e-inung war, dass der Richtstollen direkt in Regie 
_ 

aus�ef-, -'hrt werden. Soll, sondern d. a. s s einzelne RLineurgruppen. usw. 
kleinere Losen übernehmen kkörm. nteri und dass das soß;. Präämicnsystem 

ez. ngf, efvthrt würde. Ere macht folgende Vorsch-Läge: 

a) die Maschinen selber zu kaufen, 
b) die Offertstellung durch die tIckordanten oder 

c) durch die gewerbetreibenden Unternehmer. 
penn der Vollausbruch aurchgefibzt werden solle, kdnne dies mit 
den hiesigen Firmen nicht gemacht werden. I erner d- rfe mit dem 
Installationsmaterial nicht gespart werden, was bei den kleineren 
Unternehmungen, wenn sie die Installation selber machen i müssen, 
gerne der Fall sei. 

Fýeg. ýhefstelly. 1'di betont, class eine rasche Beendigung 

sehr zu geh begrüssen wäre mit FLilcksicht auf das Saminawerk. 

Hierauf verliest Ferr Baurat Vogt eine geologisches Gutachten 

vom Jahre 1936. Bezüglich der Frage, ob zuerst der E:. ichtstollen 

oder gleich der Vollausbruch gemacht werden soll, ist er der 

Meinung, dass zuerst der Richtstollen gemacht werden soll. ferner 

wirf er die Frage auf, ob das Installationsmaterial vom Lande ange- 

schart wird, oder vom Unternehmen beizustellen ist. 

Abg. Hoop regt an, dran bei der Ausschreibung zu Offert- 

stellungen mit oder ohne Installationsmaterial eingeladen werden 

soll. 
Der Landtag : ist nach längerer Diskussion mehrheitlich c. er 

Ansicht, dass das installations., naterial selber zu stellen ist, 

und zwar vorgängig der Nusschreibung, damit bei dem Offertear uM 

einladungen mitgeteilt werden könne, welche Maschinen und welches 
Material vorhanden nd o 

Ab. Kindle ist der Ansicht, dass für die Schweizer wie 

fU_r die Liechtensteiner Firmen die gleichen Bedingungen zu stellen sind. 
AbE. Heinrich Brunhart bemerkt, dass sich die jetzige 

Ausschreibung nur a-af den Richtstollen beziehen soll. 
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_3_ 
Fortsetzung der Bespreehnung nachmittags z3 Uhr. 

TUnnelb au 

Baurat Vogt gibt eine Uebersicht über die Anschaffungs- 

und Mietkosten des Installationsmaterials und. -orientierte 
über 

die geologischen Verhältnisse des Tunnelbaues. 
Abg. Kindle rUrde es begrüssen, wenn die Maschinen vom 

Lande angeschafft wurden. 
Präsident Strub ist der V ei nung, dass die kkusschreibung 

Mit und ohne Installationsmaterial erfol�en soll. Es sei fUr den 

Landtag umbedingt wichtig, zu erfahren, welche Variante sich für 

das Land am gLinstigsten steile. 
Ab. r Dr. ritter regt an, dass das Uffertformular alle 

Möglichenventualitäten enthalten soll. 
Abi:,. isindle ist der 

. uffassuu2g;, dass, -, ''ellr1 so vorgegangen 

werdeli, fur das Land kein grosses Risiko bestehe. 
Ab, g. Hoop heruerkt, dass wenn der Richtstollen an 1. kkor- 

danten vergeben werde, dass diese Offerten auch s (. ýit. tns der 

A korianten aufrecht erhalten bleiben sollen und nicht, wie es 

schon vorgekommen sei, dass diese beim Land später urn Er- 
hWihung eingingen. 

Abg. ieinrich Bruriha''t atemt den Antrag, dass zuerst de- 

rüber abgestimmt werde, ob z-aerst der Richtstollen gemacht 

werde und ob das Projekt zur freien Konkurrenz ausgeschrieben wer- 
de. 

ýeý. 
bg. Kindle macht den Vorschlag, dass zuerst abgestimmt 

werden solle, ob zuerst der Nichtstollen vergeben werden soll 
oder das ganze. 

Abg. Sch 
. dler macht geltend, dass wenn das ganze Projekt. 

vergeben werde, nur eine Schweizerfirma in Frage kommen könne. 
}'aiuxat Vogt weist darauf hin, dass mit Fücksicht auf die 

fortgeschrittene Zeit heute abgestimmt werden solle, dass das 
Installationsmaterial angeschafft werden soll und dass das Bau- 

amt beauftragt werden soll, die Installation durchzuführen. Man 

könne mit der. Offerte für den Richtstollen zugleich auch eine 
Offerte für das Ganze einholen. Um dem Antrage des Präsidenten 

gezecht zu werden, könnte dann auch mit der UlAternehmerfirma wegen 
käuflicher Uebernahme des Installationsmaterials verhandelt 

werden. 
Präsident Strub erklärt, sich mit der Ausschreibung auf 

dieser Grundlage einverstanden. 
Lbg. Kindle ist der Ansicht, dass dies nur den konzes- 

sionierten Unternehmer und Maurermeister gegeben werden soll. 
b. bg. Sele bemerkt, dass er vom Standpunkte der Arbeiterschaft 

dies nicht befürworten könne. 
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Hierauf werden folgende Beschlüsse gefasst: 

1. Die L. aschinen (Pos. l, 2,3 der Unterlage des Bau mtes) sowie der 
Ventilator 

ohne Motor werden vom Lande angeschafft und die In- 
stallation vom Lande errichtet. Beschluss einstimmig. 
2. Das Projekt gelangt zur freien Ausschreibung an hiesige und 
Schweizerische Firmen. Beschluss einstimmig. 

. Abg. üindle stellt den Antrag, dass beschlossen werden 
ob das Ganze oder nur der nichtstollen ausgeschrieben werden soll. 

Ba, urn- t Vogt stellt den Antrag, dass beide Offerten einge- 
holt 

werden sollen. 
3. herauf beschliesst der Landtag, dass bei der 1` Ausschreibung 
des Richtstollen nur die Konzessionierten (also Baumeister und 
VellkonzessionierteXiaýýýermei ster. ) berücksichtigt «werden sollen. 
Besc., lu^s 14: 1. 

Lý erauf' ko rasen die isompetenzen d. er Baukommission zur Sprache 

d ei ens des 1'r{isidenten und -'iceche s 1'1ig{; wird betont, dass 
dieselbe beratende Funktion habe, während %7r. hitter. i: "eststell1t, 
Boss die Baukommission eine Kommission des Landtsges sei und sie als 
Solche Beschlüsse fassen könne. Es wird dann beschlossen ein 
`tatut betreffend die Umschreibung der Kompetenzer_ der Baukommis- 
sion fi.. r den Tunnelhau zu schaf'i'exl. 

�-Versicherun, rskasse fur Beamte. 
Der P-Lsident gibt eine allgemeinde Orientierung, liest einen 

bezi'; glichen Gesetzesentwurf mit Begründung, ausgearbeitet von. Alt- 

cý ieru schef' Lr. Hoo, ý vor und stellt die LAxn.. gelenheit zi= Debatte, 
nachc? auch die Stellungnahme des Beamtenverbandes verlesen wurde. 

Abg. i dle regt an, dass zuerst ein Geset �esentvrurf gemacht 
werden soli. 

1: et>i ma - Chef be. ierkt, dass das wesentliche der Vor- 
lege beeinhal; e, dass die Pensionierung der , iagistratspersonen zu 
einem Drittel aus der Pensionskasse zu er folgen hätte, während 
der Gegenvorschlag der Beamten dahingehe, dass die Pensionierung 

der Magistratspersonen ganz vom Lande iibernomntnen wird und die 
Versicherungskasse die einbezahlten Beträge der 

tonen an die Landeskasse zur'Uekbeznhlt. 
Hierauf wurde beschlossen die Gesetzesvorlage als Grundlage 

''Ur die Regierungsvorlage zu bestimmen. Die Regierung wird. be- 

auftragt, die Regierungsvorlage auf Grund der heute zur Kenntnis 

gebrachten Unterlagen mit einer Bitschaft dem Landtage vorzulegen. 

3. Lohnvorschüsse für grühere Grenzgänger. 

Präsident Strub verliest die bezüglichen Unterlagen. Die 

Angelegenheit sei in der Finanzkommission beraten worden, werde 

aber ohne Antrag der "inanzkornm. ission dem Landtage Übermittelt. 
Die ganze Sumnme wurde ca. 80 000 BM ausmachen. Für Arztrechnungen 

usw. sind im diesem Betrage noch ca. 15000 
Riß enthalten, sodass für reine Lohnguthaben ca. 65 000 RM zu 
transferieren wären. Regierung und Finanzkommission seien auch 
der Ansicht, dass die Lohnguthaben der Reichsdeutschen und Oester- 
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-5- 
reichischen Arbeiten nicht berücksichtigt werden sollen, sodass 
diese vom vorgenannten Betrag noch in Abzug zu bringen wären. 

Es entsteht eine längere Debatte darüber, dass viele die 
Krankerlkassenvexsieherungen in Deutschland ausnützten und des 
Öfteren auch Zähne richten liessen. Diese Beträge seien zum Teil 

ebenfalls noch zu bezahlen. Die Abgeordneten sind mehrheitlich der 

Ansicht, dass etwas gemacht werden muss, aber dass die Arztreoh- 
"un, en nur Von den Familienväter berücksichtigt werden sollen. 

Abg. Schädler ist der dass den mb-em ¢ Grenzgängern 

sohl entgegengekommen werden müsse und insbesondere den Familien- 

viitern, dass aber nicht ; Xut ha. be:. i us ezahlt werden sollen. 

leb g. 2; 1e macht geltend, dass durch die gute Verdienstmöglich- 
der Arbeiter auch ein vermehrter Umsatz erfolgt seit, was sich 

in der "a.. ren. un. satzsteuer ebnfalls auswýiwirke, und das Land indirekt 

ctadureil Butzen gehabt habe. ersucht jeden JAbgeordneten sich zur 
8ebhe zu stallen, damit eine soziale Befriedigung herbeigef h 

werden könne. 

y'rr: sident '"-nib bemerkt, dass dig Grenze äriger durch d. ie 
Lohnýauszehlung in Devisen lange Zeit eine Vorzugsstellung be- 
habt hätten und es wäre eine Ungerechtigkeit den hiesigen Arbeit- 
tern gegenüber, ? wenn dem ! 'Il ClCl]en in vollem Umfange e. lts, =-rocb. en 
Würde. 

i b�,. H. Brunhart bemerkt, dass die -Arbeiter eine grosse 
Entlastung -Ur die <<Lrbeitsmarkt gebracht hätten Land dass ver- 
schiedentlich vom LLrbeitsauite auch Leute nach Vorarlberg ge- 
schickt worden seien. 

bgr. Zelt macht geltend, dass eicht nur die GrennzgUnger 

eine Vorzugsstellung hatten, sondern dass alle. Arbeiter daran 

profitierten, dadurch dass die Löhne in die Höhe getrieben wurden. 
Pr seien S ýnýub bemerkt, dass aber auch Viele in dieser 

Zeit nicht sparsam;, gewesen wären, wa: j bereits heute schon 
fUr dieselben wieder sehr nachteilig auswirke. 

. ýhg. fiele gibt dies zu, aber es seien l-iuch viele alte 
t . cksttinde in 

. i. e; scr Zeit bezerUilt lind notwezidige Anschaffungen 

gemacht worden. 
Ab«. " ind. le ist der Ansicht, dass man die Angelegenheit 

auf der Pasis 1 i`Iti =1 Frs. erledigen soll. 
ý'tiachter regt die Frage der Verwertung der rdv. L an. 

ELb, -,. Dr. Ritter bemerkt, dass man. diese Gelder vielleicht 
für Unterstützungen verwenden könnte. : 'enn man Leute in Vor- 

arlberg unterstützen müsste, würde es diesen Betrag auch gleich 

wieder ausmachen. 
Abg. Heinrich : Rrtuihart ist dafür, dass nur solche unter- 

st, Utzt werden, die es wirklich nötig haben. 

Präs. Strub unterstützt die Ansicht des itbg. Brunhart 

und erwähnt, dass bei Unterstützungen von offizieller Seite keines- 
falls zu weit gegangen werden soll,. 

Abg. Heinr. Brun. hart stellt den Antrag, vorläufig einen 
Vorschuss auszubezahlen. 
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Abg. Dr Ritter Prägt an, ob man vielleicht mams dorr. gesperrtem 

deutschen Guthaben etwas erlangen könnte. 
I eýj; ieýun, schef wrick antwortet, dass er dies kaum glaube, 

da diese Beträge zum grössten Teil von den Alliierten beansprucht 
Werden. 

Pt Strub acht den Vorschlag, 50 % der Sv. rnme auf der 
Basis 1h_1 sfrs. vorläufig als Vorschuss auszubezahlen. 

ith . Sole untersti. 1. tzt diesen Vorschlag. 
Der Vorschlag des Pr14. sidenten wi-rc dann einstimfAig zur 

ýesehlusse 
erhoben. Die I: ieý; ierung wird bei-iuftra., 't -veiterhin in 

den rBei-u Jah eigen dieser Angelegenheit . ̂ ei te r, zý. ýufehren und. nach Abschluss 
der Arbeiten wird der Landtag die Angelegenheit endgUltir bereinigen. 
Lie Arbeiter haben sämtliche Lohnguthaben in RM i dem Lande abzu- 

reten und eine diesbew', 7FTiiehe tb re . i]1 gs rý; Lnde zu unterschreiben. 

SC"Llus's der 18-, oo Uhr. 
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